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Legitimation des Notfalls – Legitimationswandel im  
Notfall (LegiNot)
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Motivation
Krisen wie die COVID-19-Pandemie haben das Potenzi-
al, sich zuzuspitzen und Notfalllagen auszulösen. Der 
Staat, dem bei der Notfallbewältigung eine zentrale 
Rolle zukommt, reagiert mit unterschiedlichen Maß-
nahmen auf derartige Ereignisse. Neben dem Nachweis 
der Berechtigung der von staatlicher Seite bzw. Behör-
den getroffenen Maßnahmen ist auch deren Akzeptanz 
seitens der Bevölkerung entscheidend für eine erfolgrei-
che Bewältigung.

Ziele und Vorgehen
Ziel des Projekts LegiNot ist eine systematische Analyse 
von staatlichem Handeln in Notfalllagen. Die COVID-
19-Pandemie bietet hierzu die notwendige empirische 
Basis. In den Fachgebieten der Rechtwissenschaft, der 
Soziologie und der Kriminologie werden u. a. die 
verfassungsrechtlichen Grundlagen von Notfallmaß-
nahmen beleuchtet, deren Akzeptanz auf Seiten der 
Bürgerinnen und Bürger untersucht sowie die behördli-
che Sicherheitskommunikation analysiert. Neben der 
Betrachtung konkreter Maßnahmen in mehreren 
deutschen Städten werden auch die sich verändernden 
Reaktionen der Bevölkerung auf staatliche Maßnahmen 
bei langanhaltenden Krisen untersucht. 

Innovationen und Perspektiven
Die Ergebnisse dienen Kommunen, Behörden und 
Organisationen mit Sicherheitsaufgaben als Orientie-
rung für die lokale Ausgestaltung von zukünftigen 
Notfallmaßnahmen und für die Kommunikation in 
Notfällen. Die Erkenntnisse werden in Form von 
praxisbezogenen Handlungsempfehlungen aufbereitet 
und sollen dazu beitragen, kommende Notfalllagen 
besser zu bewältigen.
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